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Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Strategiepapier 2009 der 
Kommission zur Erweiterung betreffend die Länder des westlichen Balkans, Island und 
die Türkei

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Erweiterungsstrategie und 
wichtigste Herausforderungen 2009 – 2010“ (KOM(2009)0533) und der einschlägigen 
Länderfortschrittsberichte 2009,

– unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 16. März 2006 zu dem Strategiepapier 2005 
der Kommission zur Erweiterung1, vom 13. Dezember 2006 zu der Mitteilung der 
Kommission zur Erweiterungsstrategie und zu den wichtigsten Herausforderungen für den 
Zeitraum 2006-20072 und vom 10. Juli 2008 zu dem Strategiepapier 2007 der 
Kommission zur Erweiterung3,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu den Ländern des westlichen Balkans 
und der Türkei,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass „jeder europäische Staat“ auf der Grundlage von Artikel 49 des 
EU-Vertrags beantragen kann, „Mitglied der Union zu werden“,

B. in der Erwägung, dass die Zukunft der Länder des westlichen Balkans bei der 
Europäischen Union liegt, wie vom Europäischen Rat von Thessaloniki vom 19./20. Juni 
2003, vom Europäischen Rat von Brüssel vom 15./16. Juni 2006 sowie auf anderen 
Gipfeltreffen bekräftigt wurde;  in der Erwägung, dass alle bestehenden Verpflichtungen 
gegenüber den südosteuropäischen Ländern eingehalten werden müssen,

C. in der Erwägung, dass die Türkei seit 1999, Kroatien seit 2004 und die ehemalige 
jugoslawische Republik  Mazedonien seit 2005 den Status eines Beitrittskandidaten 
haben; in der Erwägung, dass Albanien, Montenegro und Island die Mitgliedschaft in der 
Union beantragt haben und die Kommission die Bewerbungen Montenegros und Islands 
derzeit prüft; in der Erwägung, dass mit Bosnien und Herzegowina und mit Serbien 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen geschlossen wurden; sowie in der 
Erwägung, dass die Kommission ihre Absicht bekundet hat, mittelfristig 
Handelsabkommen und eine Liberalisierung der Visumpolitik für den Kosovo 
vorzuschlagen,

1. setzt sich nach wie vor intensiv für die Erweiterungspolitik ein, die mit zu den 

                                               
1 ABl. C 291 E vom 30.11.2006, S. 402.
2 ABl. C 317 E vom 23.12.2006, S. 480.
3 Angenommene Texte, P6_TA(2008)0363.
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erfolgreichsten EU-Politiken gehör; weist darauf hin, dass vorangegangene Erweiterungen 
zu einer noch nie da gewesenen Ausweitung des Raums des Friedens, der Sicherheit und 
des Wohlstands in Europa beigetragen haben; 

2. weist mit Nachdruck darauf hin, dass eine umfassende Zusammenarbeit mit dem 
Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien für die Länder des 
westlichen Balkans eine grundlegende Voraussetzung ist, wenn sie Fortschritte auf dem 
Weg zur Mitgliedschaft in der Union machen wollen; in der Erwägung, dass es jedoch 
genau so wichtig ist, dass die Sühnung von Kriegsverbrechen in diesen Gesellschaften als 
wesentlicher Schritt betrachtet wird, um den Opfern Gerechtigkeit widerfahren zu lassen 
und die Aussöhnung in der Region zu erleichtern; 

3. fordert jedes der betroffenen Länder auf, alle erdenklichen Anstrengungen zu 
unternehmen, um die Meinungsverschiedenheiten, die sie mit ihren Nachbarn haben, 
bereits in einer frühen Phase des Erweiterungsprozesses zu klären; weist jedoch mit 
Nachdruck darauf hin, dass solche bilateralen Kontroversen von den betroffenen Parteien 
gelöst werden sollten und daher kein Hindernis für diese Länder auf ihrem Weg zur 
Mitgliedschaft in der Union darstellen dürfen; 

4. nimmt besorgt die wirtschaftlichen Probleme zur Kenntnis, mit denen die Region des 
westlichen Balkans infolge der Finanzkrise konfrontiert ist; begrüßt, dass die Kommission 
bereit ist, außerordentliche Finanzhilfe zu leisten, zum Beispiel in Form 
makroökonomischer Unterstützung und direkter Budget-Hilfen; weist mit Nachdruck 
darauf hin, dass die Situation angesichts der hohen Armuts- und Arbeitslosenrate in 
einigen der betroffenen Länder besonders schwierig ist; fordert die Kommission und die 
Länder selbst auf, alles in ihren Kräften Stehende zu tun, um die Auswirkungen der Krise, 
insbesondere auf die schutzbedürftigsten Mitglieder der Gesellschaft, abzufedern;

5. betont, dass die regionale Zusammenarbeit im westlichen Balkan als wichtige 
Voraussetzung für die Erweiterung und gleichzeitig als entscheidendes Element der 
Aussöhnung von besonderer Bedeutung ist; weist darüber hinaus auf die Vorteile hin, die 
eine solche Zusammenarbeit in Bezug auf eine Zunahme des Handels, die 
Energiesicherheit, die Umweltpolitik und die Bekämpfung des organisierten Verbrechens 
und des Menschenhandels bieten würde; weist mit Nachdruck darauf hin, dass eine 
regionale politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit alle politischen Akteure sowie 
die Zivilgesellschaft mit einbeziehen muss, insbesondere Frauenorganisationen, und nicht 
durch bilaterale politische Probleme behindert werden darf; fordert Serbien in diesem 
Zusammenhang auf, der Teilhabe des Kosovo am regionalen Handel und an der 
regionalen Zusammenarbeit konstruktiv gegenüber zu stehen;

6. fordert die Länder in der Region auf, größere Anstrengungen zu unternehmen, um die 
Lage der ethnischen Minderheiten, insbesondere der Roma, zu verbessern; weist mit 
Nachdruck darauf hin, dass die Roma häufig diskriminiert werden, und dass sie 
insbesondere auf dem Arbeitsmarkt und in den Bildungseinrichtungen sehr viel stärker 
vertreten sein müssten; nimmt in diesem Zusammenhang die bilateralen 
Rückübernahmeabkommen der Länder des westlichen Balkans mit den Mitgliedstaaten 
zur Kenntnis und fordert die betroffenen Länder auf, ihre Anstrengungen zu intensivieren, 
damit angemessene soziale Voraussetzungen und Infrastrukturen geschaffen werden, um 
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die Wiedereingliederung der Roma nach ihrer Rückkehr zu erleichtern;  legt den 
Mitgliedstaaten nahe, bei diesen Hilfestellung zu leisten;

7. hält es für entscheidend, den EU-Bürgern klare und umfassende Informationen über die 
Vorteile einer weiter fortgeführten Erweiterung vorzulegen, wenn sie diese Politik weiter 
unterstützen sollen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, entsprechende 
Anstrengungen zu unternehmen; weist jedoch nachdrücklich darauf hin, dass 
Informationskampagnen mit entsprechenden Mitteln ausgestattet werden müssen, sollen 
sie von Erfolg gekrönt sein;

8. lobt Kroatien für seine kontinuierlichen Fortschritte bei der Erfüllung der Kriterien für den 
Beitritt zur Union und für die Verpflichtungen der Mitgliedschaft; begrüßt das bilaterale 
Abkommen zur Lösung des Grenzkonflikts mit Slowenien, das den Ausschlag zur 
Öffnung aller verbleibenden Kapitel im Beitrittsprozess gegeben hat; ist zuversichtlich, 
dass die Beitrittsverhandlungen bis Mitte des Jahres 2010 abgeschlossen werden können, 
wenn Kroatien seine Anstrengungen unter anderem in folgenden Bereichen intensiviert: 
Stärkung der öffentlichen Verwaltung, konsequentere Reform des Justizwesens, 
energische Bekämpfung der Korruption und der organisierten Kriminalität, Zusicherung, 
dass Flüchtlinge auf Dauer zurückkehren können und Sicherung des Zugangs des 
internationalen Strafgerichtshofs zu Dokumenten, die in Verfahren gegen 
Kriegsverbrecher angefordert werden;

9. beglückwünscht die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien zu den Fortschritten, 
die das Land seit dem letzten Fortschrittsbericht und insbesondere in den letzten paar 
Monaten gemacht hat; ist erfreut, dass das Land alle Zielvorgaben für eine Liberalisierung 
der Visa-Regelung erfüllt hat, und geht davon aus, dass ab 1. Januar 2010 eine visumfreie 
Regelung gilt; stellt mit Zufriedenheit fest, dass die Kommission diese Fortschritte 
anerkannt und die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit diesem Land empfohlen hat;
fordert den Rat auf, die Empfehlungen der Kommission auf dem Gipfel, der im Dezember 
2009 stattfinden soll, zu bekräftigen und ein Datum für die Aufnahme der Verhandlungen 
festzulegen;

10. fordert die Staatsorgane der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien auf, in 
ihren Reformbemühungen fortzufahren, insbesondere in folgenden Bereichen: Reform der 
öffentlichen Verwaltung und des Justizwesens, Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Korruption, Stärkung der Rechte der Frau und Beziehungen zwischen den Volksgruppen, 
wozu auch die Teilnahme von Minderheiten am öffentlichen Leben und in der Verwaltung 
gehört; fordert die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien und Griechenland 
ferner auf, im Geiste gutnachbarlicher Beziehungen die gute Gelegenheit im Anschluss an 
die jüngsten Wahlen in Griechenland zu nutzen und zu einer für beide Seiten 
zufriedenstellenden Lösung zu gelangen, was die Namensfrage betrifft; 

11. stellt fest, dass die Türkei bei ihren Bemühungen, die politischen Kriterien von 
Kopenhagen zu erfüllen, einige Fortschritte erzielt hat; fordert die türkische Regierung 
und alle parlamentarischen Parteien mit Nachdruck auf, bei den wichtigsten Reformen zu
einem Konsens zu gelangen; weist darauf hin, dass es für die Funktionsfähigkeit des 
türkischen Staates und der türkischen Gesellschaft von entscheidender Bedeutung ist, dass 
die Strategie zur Reform der Justiz rasch umgesetzt wird; bedauert die relativ geringen 
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Fortschritte im Bereich der freien Meinungsäußerung und der Religionsfreiheit; bedauert, 
dass die Zusagen aus dem Zusatzprotokoll zum Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Türkei nach wie vor nicht erfüllt worden sind; fordert 
die türkische Regierung auf, aktiv dazu beizutragen, rasch eine umfassende Lösung der 
Zypernfrage herbeizuführen; begrüßt die Bemühungen um eine Lösung der Kurdenfrage 
und fordert die türkische Regierung auf, sich konkret mit der Lage der Bürger kurdischer 
Herkunft zu befassen; lobt die diplomatischen Bemühungen zur Normalisierung der 
Beziehungen zu Armenien und fordert die Große Türkische Nationalversammlung auf, die 
einschlägigen Protokolle zu ratifizieren; fordert die türkische Regierung auf, ihre 
Außenpolitik mit der EU abzustimmen, insbesondere was den Iran betrifft; bedauert 
jedoch, dass die strategische Zusammenarbeit zwischen der NATO und der EU, die über 
die „Berlin plus“-Vereinbarung hinausgeht, nach wie vor durch Einwände der Türkei 
blockiert wird, was sich negativ auf den Schutz des stationierten EU-Personals auswirkt, 
und fordert die Türkei nachdrücklich auf, diese Einwände so bald wie möglich 
zurückzunehmen;

12. nimmt mit Zufriedenheit die Fortschritte Serbiens zur Kenntnis, insbesondere die 
einseitige Umsetzung des Interimabkommens; ist der Auffassung, dass eine solche 
einseitige Umsetzung zeigt, dass das Land vor dem Hintergrund der Finanzkrise 
entschlossen ist, auf dem Weg hin zur Mitgliedschaft in der Europäischen Union 
voranzukommen; fordert den Rat daher eindringlich auf, unverzüglich die Ratifizierung 
des Interimabkommens zu beschließen; begrüßt, dass die serbischen Staatsorgane das 
Polizeiprotokoll mit EULEX unterzeichnet  haben und fordert Serbien auf, seine 
Zusammenarbeit mit EULEX zu intensivieren, insbesondere was die Maßnahmen der 
EULEX im Norden des Kosovo betrifft; 

13. bekundet seine Unzufriedenheit darüber, dass Bosnien und Herzegowina als potenzieller 
Kandidat auf dem Weg hin zur Mitgliedschaft in der Union nur mäßige Fortschritte zu 
verzeichnen hat; ist zunehmend besorgt über das instabile politische Klima und das Fehlen 
einer gemeinsamen Vision der beiden Teilstaaten und verurteilt die Tatsache, dass 
aufstachelnde Ausdrucksweisen verwendet werden, da dies die Errungenschaften bei der 
Aussöhnung zwischen den Volksgruppen und die Funktionsfähigkeit der staatlichen 
Strukturen beeinträchtigen kann; fordert den Rat auf, mit Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft seine Bemühungen zur Führung eines Dialogs mit den 
Spitzenpolitikern in Bosnien und Herzegowina fortzusetzen, damit dieses Land und seine 
Bevölkerungsgruppen ihren Weg in die europäische Integration fortsetzen können; 
begrüßt die jüngsten gemeinsamen diplomatischen Bemühungen des schwedischen 
Außenministers, des für die Erweiterung zuständigen Kommissionsmitglieds und des 
stellvertretenden amerikanischen Außenministers, weist jedoch ebenfalls darauf hin, dass 
die Parlamente und die Zivilgesellschaft stärker eingebunden werden und dazu beitragen 
müssen, dass das Land funktionsfähig bleibt;

14. fordert die Kommission mit Nachdruck auf, mit den Staatsorganen des Kosovo so schnell 
wie möglich den Dialog über die Visum-Regelung aufzunehmen, wie dies im 
Fortschrittsbericht vorgesehen ist, damit ein Zeitplan für die Liberalisierung festgelegt 
werden kann; geht davon aus, dass die Dezentralisierung bis zum  Ende des Jahres 
abgeschlossen sein wird, damit die grundlegenden Forderungen des Ahtisaari-Planes 
erfüllt sind; begrüßt, dass EULEX uneingeschränkt einsatzfähig ist, sodass sie ihr Mandat 



PE430.290v02-00 6/6 RE\794638DE.doc

DE

zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit, der öffentlichen Ordnung und der Sicherheit auf 
transparente und demokratische Weise im gesamten Kosovo wahrnehmen und Kosovo 
den Weg zur Aufnahme in die EU ebnen kann;

15. erkennt die Fortschritte an, die Albanien und Montenegro seit dem letzten 
Fortschrittsbericht gemacht haben, und fordert beide Länder auf, in ihren 
Reformbemühungen nicht nachzulassen;  stellt fest, dass beide Länder sich um die 
Mitgliedschaft in der Union beworben haben und dass der Rat beschlossen hat, die 
Kommission aufzufordern, eine Stellungnahme zu Montenegros Antrag auszuarbeiten; 
lobt Montenegro für das, was es erreicht hat, und fordert Albanien auf, in seinen 
Reformbemühungen fortzufahren, damit der Rat in Kürze den Antrag dieses Staates 
weiterbehandeln kann;

16. begrüßt den Beitrittsantrag Islands und geht angesichts der hohen Angleichung an den 
gemeinschaftlichen Besitzstand des Landes davon aus, dass Island in nicht all zu ferner 
Zukunft den Status eines Kandidatenlandes erhalten wird;

17. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.


